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Einheitspatentsystem kommt am 1. Juni 2023

Der Bundesgerichtshof zu Ersatzteilen –  
Scheibenbremse II



Am 5. Dezember 2022 veröffentlichte das Einheitliche Patentgericht eine 
Meldung, wonach sich die ursprünglich für den 1. April 2023 geplante Ein-
führung1 des Einheitspatentsystems um zwei weitere Monate verzögern 
wird.

Die Hinterlegung seitens Deutschlands wird dann entsprechend so erfol-
gen, dass die sog. „Sunrise Period“2 am 1. März 2023 beginnen wird. Diese 
„Sunrise Period“ ermöglicht unter anderem die vorsorgliche Eintragung von 
„opt-outs“ sowie die Eintragung als Vertreter.

Davon unabhängig wird jedoch bereits zum 1. Januar 2023 die Möglichkeit 
bestehen, für Patentanmeldungen, bei denen die sog. 71(3)-Mitteilung 
ergangen, aber noch nicht beantwortet wurde, eine Verzögerung der Ver-
öffentlichung der Eintragung (welche dann ein Einheitspatent möglich 
machen würde) sowie die vorzeitige Beantragung als Einheitspatent zu 
beantragen. Dies liegt daran, dass all dies in der Kompetenz des vom Ein-
heitlichen Patentgericht unabhängigen Europäischen Patentamts liegt und 
dieses bereits im November3 beschlossen hatte, den Anmeldern entspre-
chende Möglichkeiten zu eröffnen.

Als Grund für die Verzögerung seitens des Einheitlichen Patentgerichts 
werden technische Gründe angegeben, insbesondere bedingt durch die 
Umstellung auf eine elektronische Authentifizierung per Signaturkarte. Das 
Gericht wollte hierzu keine eigenen Karten herausgeben, sondern verwies 
auf bereits existierende Signatursysteme. Nicht alle diese Anbieter sind 
jedoch gemäß einer ebenfalls vom Gericht veröffentlichten Übersicht in 
der Lage, alle Anforderungen des Einheitlichen Patentgerichts zu erfüllen – 
insbesondere kein deutscher und französischer Anbieter.

Die nochmalige Verschiebung des Termins ist zwar bedauerlich, bietet 
aber auf der anderen Seite noch mehr Zeit, sich auf das kommende Sys-
tem einzustellen. Dass das Einheitspatentsystem nächstes Jahr das Licht 
der Welt erblicken wird, steht wohl außer Frage.

Der Bundesgerichtshof zu Ersatz-
teilen – Scheibenbremse II
In der unlängst veröffentlichten Entscheidung „Scheibenbremse II“4 hat 
sich der Bundesgerichtshof noch einmal zur Frage geäußert, inwieweit ver-
kaufte Ersatzteile eine Patentverletzung darstellen.

Gegenstand des Streitpatents war eine Scheibenbremse mit einem 
Bremsträger und auf bestimmte Weise ausgebildeten Verschleißblechen. 
Der Beklagte hatte nun eben diese Verschleißbleche vertrieben und wurde 
vom Patentinhaber auf Patentverletzung in Anspruch genommen.

Einheitspatentsystem kommt am  
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1 �Vgl. unser Newsletter 9/2022
2 �Vgl. unser Newsletter 4/2022
3 �S. https://www.epo.org/news-events/news/2022/20221114_de.html
4 �Urteil vom 8. November 2022 - X ZR 10/20 – Scheibenbremse II
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Prof. Dr. Aloys Hüttermann ist am 31. 
Januar 2023 Vortragender auf der 
PATENTE 2023 zum Thema „Das Ein-
heitspatentsystem kommt – diesmal 
wirklich (!)“

https://www.unified-patent-court.org/en/news/adjustment-timeline-start-sunrise-period-1-march-2023
https://www.unified-patent-court.org/en/news/latest-state-play-view-launch-unified-patent-court-0
https://www.unified-patent-court.org/sites/default/files/upc_documents/upc-cms-strong-authentication-providers-feedback.pdf
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=Aktuell&Sort=12288&nr=131915&pos=11&anz=776
https://www.mhpatent.net/app/download/11879015321/Newsletter_09_2022.pdf?t=1666629201
https://www.mhpatent.net/app/download/11924075821/Newsletter_4_2022_DE.pdf?t=1666629131
https://www.epo.org/news-events/news/2022/20221114_de.html
https://www.managementcircle.de/thema/patente.html


Das OLG Düsseldorf hatte nun eine mittelbare Patentverletzung bejaht, 
jedoch Revision zugelassen. Begründete hatte das OLG seine Entschei-
dung damit, dass die Verschleißbleche „ein wesentliches Element der 
patentgeschützten Erfindung [seien], weil sie im kennzeichnenden Teil des 
Hauptanspruchs ausdrücklich erwähnt seien und einen entscheidenden Lö-
sungsbeitrag leisteten.“5

Der Bundesgerichtshof konnte diesem zwar folgen, sah am Ende jedoch 
keine Patentverletzung. Zunächst einmal stellte er klar, dass er ebenfalls 
die Verschleißbleche als Gegenstand der Erfindung erachtete:

„Zutreffend hat das Berufungsgericht den [….] Vorteil, dass im Verschleißfall 
nicht der gesamte Bremsträger ausgetauscht werden muss, sondern nur 
das Verschleißblech, als Beitrag zur Verwirklichung des geschützten Erfin-
dungsgedankens angesehen.

[…] [Es] tragen die Verschleißbleche vor diesem Hintergrund zur Verwirkli-
chung der geschützten Lehre bei.

Die genannte Ausgestaltung mag […] den Nachteil haben, dass die Bremse 
insgesamt mehr Bauteile umfasst und ein Austausch von Verschleißteilen 
insgesamt öfter erforderlich ist als bei einer Ausgestaltung ohne Ver-
schleißbleche. Diesem Nachteil steht aber der ebenfalls in der Beschreibung 
geschilderte Vorteil gegenüber, dass der Austausch der Verschleißbleche 
zusammen mit ohnehin regelmäßig anfallenden Wartungsarbeiten erfolgen 
kann, zum Beispiel bei jedem dritten Wechsel der Bremspads […] Jedenfalls 
darin liegt ein wesentlicher Beitrag zur Verwirklichung der geschützten Er-
findung.“6

Allerdings verwies der Bundesgerichtshof auf den Erschöpfungsgrundsatz, 
um – in Analogie zur Entscheidung „Trommeleinheit“7 -  am Ende eine Pa-
tentverletzung zu verneinen.

„Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts ist es der Klägerin auf-
grund des Grundsatzes der Erschöpfung jedoch verwehrt, sich gegen den 
Einsatz der angegriffenen Verschleißbleche in Bremsen zu wenden, die mit 
Zustimmung der Klägerin in den Verkehr gebracht worden sind.“8

Hierbei kommt es (wie bei der Entscheidung „Trommeleinheit“) auf die 
technische Wirkung der entsprechenden Teile an. Bei der „Trommeleinheit“ 
war es noch so, dass die technische Wirkung nicht in den ausgetauschten 
Teilen zu finden war. Dies ist bei der vorliegenden Entscheidung zwar an-
ders, aber:

„Die technische Wirkung der angegriffenen Verschleißteile besteht allein 
darin, dass sie verschleißen und damit einem Verschleiß des fest ange-
schweißten Bremsträgers entgegenwirken. Diese Wirkung reicht nicht aus, 
um eine Neuherstellung zu bejahen.“9 

5 �Rdn 14 der Entscheidung
6 �Rdn 36-38 der Entscheidung 
7 �Urteil vom 24. Oktober 2017 X ZR 55/16 – Trommeleinheit, s. a. unser Newsletter 2/2018
8 �Rdn 40 der Entscheidung
9 �Rdn 54 der Entscheidung
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Wir wünschen Ihren Angehörigen, Mit-
arbeitern, Kollegen und natürlich Ihnen 
selbst alles Gute für die jetzige, weiter-
hin schwierige Zeit.

https://www.mhpatent.net/app/download/11357823821/Newsletter-2-2018-de.pdf?t=1624886236


Zwar seien die Verschleißteile so ausgestaltet, dass sie besonders einfach 
ersetzt werden könnten, dies aber sei unerheblich:

„Dem steht nicht entgegen, dass die Form der Verschleißbleche auf den 
Bremsträger abgestimmt sein muss, damit sie in die Gesamtvorrichtung ein-
gebracht werden können […]

Diese Formgebung dient nur dem Zweck, die angestrebte Wirkung als Ver-
schleißblech zu gewährleisten. Darüberhinausgehende Wirkungen wie etwa 
ein besonders einfacher Einbau […] kommen den angegriffenen Verschleiß-
blechen hingegen auch bei Berücksichtigung der Vorgaben zu deren Formge-
bung nicht zu.“10

Im Ergebnis hat der Bundesgerichtshof die Voraussetzungen, unter deren 
mittelbar Patentschutz für Ersatzteile möglich ist, weiter erhöht. Ob und wie 
dieses Urteil den Patentschutz für Ersatzteile im Ergebnis nahezu unmög-
lich macht, wird abzuwarten sein.
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